
   Inhalt 
 

Neues aus der Gesetzgebung & Finanzverwaltung 
 
BMF: Neuregelung zur verfahrensrechtlichen Behandlung von Körperschaften mit Sitz im 
Ausland und Ort der Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes (§ 14b AO)  
 
Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. Januar 2024 
Sogenannter Blockerwerb kann § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG unterfallen  
Wegzugsbesteuerung bei einem Wegzug in die Schweiz und Freizügigkeit  
 
Business Meldungen 
 
Update KI-Verordnung (EU AI Act)  
 
Terminplaner 
 
Webcast-Reihe – Aktuelles zum LkSG – Good Practices und Lessons Learned  
 
Noch Fragen? 

  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 2 

18. Januar 2024 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Neuregelung zur verfahrensrechtlichen Behandlung von 
Körperschaften mit Sitz im Ausland und Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes (§ 14b AO) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 12. Januar 2023 ein 
Schreiben zur Neuregelung der verfahrensrechtlichen Behandlung von 
Körperschaften mit Sitz im Ausland und Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes (§ 14b Abgabenordnung (AO)) ab 1. Januar 
2024 veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Kreditzweitmarktförderungsgesetz vom 
22.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 411, wurde in § 14b Abgabenordnung (AO) eine 
Neuregelung zur verfahrensrechtlichen Behandlung von Körperschaften mit Sitz 
im Ausland und Ort der Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
(insbesondere für britische Limiteds) eingeführt. Deshalb wurde das BMF-
Schreiben vom 30. Dezember 2020 - IV A 3 - S 0284/20/10006 :003 - mit 
Wirkung ab 1. Januar 2024 aufgehoben. 

Mit dem Kreditzweitmarktförderungsgesetzes v. 22.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 411 
wurde mit Wirkung ab 1.1.2024 folgender § 14b AO eingeführt: 

„§ 14b - Körperschaften mit Sitz im Ausland 

(1) Ist eine Körperschaft mit Sitz (§ 11) im Ausland und Ort der Geschäftsleitung 
(§ 10) im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem Recht des Staates, in dem 
sie ihren Sitz hat, rechtsfähig, sind Verwaltungsakte an sie zu richten, soweit sie 
nach den Steuergesetzen Steuerschuldner ist. Dies gilt auch dann, wenn sie nach 
inländischem Gesellschaftsrecht mangels Rechtsfähigkeit nicht als juristische 
Person zu behandeln ist. 

(2) Auf Körperschaften im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 sind die für juristische 
Personen geltenden Regelungen der §§ 34 und 79 entsprechend anzuwenden. 

(3) Für die Vollstreckung in das Vermögen einer Körperschaft im Sinne des 
Absatzes 1 genügt ein an sie gerichteter vollstreckbarer Verwaltungsakt. 

(4) Die Anteilseigner einer Körperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 haften 
für die von der Körperschaft geschuldeten Ansprüche aus dem 
Steuerschuldverhältnis unbeschränkt.“ 

Dazu das BMF: 

• Steuerverwaltungsakte an eine Britische Limited mit 
Verwaltungssitz im Inland sind daher ab 1.1.2024 an die Limited 
selbst zu richten, soweit die Limited nach materiellem Recht 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-12-30-bekanntgabe-eines-steuerverwaltungsaktes-an-sowie-vollstreckung-gegen-eine-gesellschaft-in-der-rechtsform-einer-britischen-limited.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-12-30-bekanntgabe-eines-steuerverwaltungsaktes-an-sowie-vollstreckung-gegen-eine-gesellschaft-in-der-rechtsform-einer-britischen-limited.html
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Steuerschuldner ist. Steuerforderungen, die auf einem gegen die 
Limited ergangenen Leistungsgebot beruhen, sind ab 1.1.2024 ihr 
gegenüber geltend zu machen. 

• Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
wird das BMF-Schreiben v. 30.12.2020 - IV A 3 - S 0284/20/10006 
:003 - (BStBl I 2021 S. 46) mit Wirkung ab 1.1.2024 aufgehoben. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 12. Januar 2024, IV D 1 - S 0284/20/10006 :003.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-01-12-neuregelung-zur-verfahrensrechtlichen-behandlung-von-koerperschaften.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. Januar 2024 

 
 
Der nachhaltige Ankauf von notleidenden Darlehensforderungen 
nebst Sicherungsrechten begründet nicht ohne Weiteres die 
Annahme einer originär gewerblichen Tätigkeit des 
Forderungskäufers. Ob die Tätigkeit eines Forderungskäufers die 
Grenze der privaten Vermögensverwaltung zum Gewerbebetrieb 
überschreitet, ist im Einzelfall nach dem Gesamtbild der 
Verhältnisse unter Berücksichtigung der Verkehrsanschauung zu 
beurteilen. § 2 Abs. 1 Satz 2 GewStG ist verfassungskonform 
dahin auszulegen, dass ein gewerbliches Unternehmen im Sinne 
des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 2 des 
Einkommensteuergesetzes nicht als nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
GewStG der Gewerbesteuer unterliegender Gewerbebetrieb gilt 
(Bestätigung der Rechtsprechung). 
Zum Urteil 
 
 
Aufwendungen für einen Zinsswap sind bei isolierter Betrachtung 
nicht als Entgelte für Schulden im Sinne des § 8 Nr. 1 Buchst. a 
Satz 1 GewStG zu qualifizieren, da sie nicht unmittelbar für die 
Überlassung von Kapital erbracht werden. Wird im Zusammenhang 
mit einem Darlehen ein Zinsswap-Geschäft abgeschlossen, 
können die Swap-Aufwendungen Entgelte für Schulden sein, wenn 
der Darlehensvertrag und das Swap-Geschäft eine wirtschaftliche 
Einheit bilden. Ein bloßer Kausal- oder 
Veranlassungszusammenhang zwischen den beiden Geschäften 
genügt nicht.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
Der Verlust aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft gemäß § 
17 Abs. 4 Satz 1 EStG unterliegt dem Teileinkünfteverfahren und 
Teilabzugsverbot (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1, § 3c Abs. 2 
Satz 1 und 7 EStG). Verluste aus dem Ausfall einer in der Krise der 
Kapitalgesellschaft stehen gelassenen Finanzierungshilfe des 
Gesellschafters (Darlehen oder Bürgschaft) sind nur in Höhe des 
zum Zeitpunkt des Stehenlassens zu bestimmenden gemeinen 
Werts den Einkünften aus § 17 Abs. 1 und 4 EStG und im Übrigen 
den Einkünften aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
7 EStG zuzuordnen (Anschluss an Senatsurteil vom 20.06.2023 - 
IX R 2/22, BFHE 280, 531). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil IV R 10/21: 
Nachhaltiger Ankauf 
notleidender 
Darlehensforderungen 
nicht ohne Weiteres 
originär gewerbliche 
Tätigkeit 
 
 
 
 
30. November 2023 
 

Urteil III R 27/21: 
Gewerbesteuerrecht-
liche Hinzurechnung 
von Swap-Zinsen als 
Entgelte für Schulden 
 
 
 
 
 
 
16. November 2023 
 

 

 
Urteil IX R 3/23: 
Anwendung des 
Teileinkünftever-
fahrens bei 
Veräußerungstat-
beständen gemäß § 17 
EStG 
 
 
 
 
14. November 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410002/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410001/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450001/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Sogenannter Blockerwerb kann § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG unterfallen 
Die in § 8b Abs. 4 Satz 6 des Körperschaftsteuergesetzes angeführte 
Beteiligungsschwelle (10 % des Grund- oder Stammkapitals) kann durch einen 
aus Sicht des Erwerbers wirtschaftlich einheitlichen Erwerbsvorgang auch dann 
erreicht werden, wenn an diesem Vorgang mehrere Veräußerer beteiligt sind. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin erwarb unterjährig von drei verschiedenen Veräußerern Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft von insgesamt mehr als 10%. Der Umfang der von den 
einzelnen Veräußerern erworbenen Beteiligungen betrugen für sich genommen 
jeweils weniger als 10%. 
Das Finanzamt erkannte die Anwendung von § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG (sog. 
Rückwirkungsfiktion; Rückbeziehung eines Erwerbs im laufenden Kalenderjahr 
auf den Beginn des Kalenderjahres ) aufgrund des mehraktigen unterjährigen 
Erwerbs der Anteile nicht an und verwies diesbezüglich auf das Beispiel Nr. 5 der 
Rundverfügung der OFD Frankfurt am Main vom 2.12. 2013 („Keine Beteiligung 
zu Beginn des Jahres, Hinzuerwerb von 5% von Veräußerer 1 und Hinzuerwerb 
von 5% von Veräußerer 2“ ), wonach die Regelung des § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG 
nicht anzuwenden ist, wenn nicht in einem Erwerbsvorgang mindestens 10% 
erworben werden. 
Die Klage vor dem Hessischen Finanzgericht hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat dem Klagebegehren ohne Rechtsfehler entsprochen, da 
die in § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG angeführte Beteiligungsschwelle (10 % des Grund- 
oder Stammkapitals) durch einen aus Sicht des Erwerbers wirtschaftlich 
einheitlichen Erwerbsvorgang auch dann erreicht werden kann, wenn an diesem 
Vorgang mehrere Veräußerer beteiligt sind. 
Das Finanzgericht hat zutreffend darauf hingewiesen, dass zur Auslegung des in 
§ 8b Abs. 4 Satz 6 KStG verwendeten Tatbestandsmerkmals des unterjährigen 
"Erwerb(s) einer Beteiligung von mindestens 10 %" bislang höchstrichterlich nicht 
geklärt ist, ob beziehungsweise unter welchen Voraussetzungen ein Erwerb von 
jeweils unterhalb der genannten Beteiligungsschwelle liegenden Anteilspaketen 
von mehreren Verkäufern, wenn aber in der Summe der Erwerbe die genannte 
Beteiligungsschwelle überschritten wird, von der (begünstigenden) Norm erfasst 
ist. 
Der Senat kann die vorgenannte Auslegungsfrage zur generellen Anwendbarkeit 
des § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG bei mehreren (Teil-)Erwerben mit Blick auf die 
Besonderheiten des Streitfalls offen lassen, denn die in der Regelung angeführte 
Beteiligungsschwelle wird durch einen aus Sicht des Erwerbers wirtschaftlich 
einheitlichen Erwerbsvorgang auch dann erreicht, wenn an diesem Vorgang 
mehrere Veräußerer beteiligt sind. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228984/update-auslegung-der-rueckwirkungsfiktion-des-8b-abs.-4-satz-6-koerperschaftsteuergesetz/
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Dafür, dass jedenfalls der wirtschaftlich einheitliche Erwerb einer Beteiligung von 
mindestens 10 % zur Tatbestandserfüllung der Ausnahmeregelung des § 8b Abs. 
4 Satz 6 KStG ausreichen muss, sprechen sowohl die Entstehungsgeschichte als 
auch der Normzweck. 
Das Finanzgericht hat jedenfalls -unabhängig davon, dass es der Auffassung 
gefolgt ist, es komme für § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG nicht darauf an, wann und von 
wem die Beteiligung von mindestens 10 % erworben worden sei- ausdrücklich 
festgestellt, die im Streitfall maßgebliche (mittelbare) Beteiligung sei von der 
Klägerin von mehreren Veräußerern "aufgrund eines einheitlichen Entschlusses 
… durch ein einheitliches schuldrechtliches Rechtsgeschäft" erworben worden. 
Denn der Erwerb (in einer einheitlichen notariellen Urkunde) beruhe auf einem 
einheitlichen Erwerbsentschluss und sei auf einen einheitlichen Erwerbszeitpunkt 
erfolgt. 
An diese Feststellungen ist der Senat nach § 118 Abs. 2 FGO gebunden. Es ist 
deshalb in der Sache davon auszugehen, dass im Streitfall ein aus der Sicht der 
Erwerberin wirtschaftlich einheitlicher Erwerbsvorgang vorlag, der der Regelung 
des § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG unterfällt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. September 2023 (I R 16/21), veröffentlicht am 11. Januar 
2024. 
 
Wegzugsbesteuerung bei einem Wegzug in die Schweiz und Freizügigkeit 
Auch wenn nach unionsrechtlichen Vorgaben in Verbindung mit dem 
sogenannten Freizügigkeitsabkommen der Europäischen Union und der Schweiz 
bei einem im Jahr 2011 erfolgten Wegzug in die Schweiz die im 
Wegzugszeitpunkt entstehende nationale Steuer auf den Vermögenszuwachs 
(Wegzugsteuer) dauerhaft und zinslos zu stunden ist (EuGH, Urteil vom 
26.02.2019, C-581/17 „Wächtler“), hindert dies die Festsetzung der Steuer nicht. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der verheiratete Kläger mit deutscher Staatsangehörigkeit ist zu 50 % an einer 
Kapitalgesellschaft in der Schweiz beteiligt und deren Geschäftsführer. Im 
Streitjahr 2011 mietete er eine Wohnung in der Schweiz an. Seine Ehefrau 
wohnte weiterhin in Deutschland. 
Der Kläger beantragte die Einzelveranlagung und erklärte in seiner 
Einkommensteuererklärung, als Grenzgänger nicht im Inland der Besteuerung zu 
unterliegen. 
Das beklagte Finanzamt gelangte zu dem Ergebnis, der Kläger habe infolge 
seines Wegzugs in die Schweiz einen Veräußerungsgewinn zu versteuern (sog. 
Wegzugsbesteuerung nach § 6 des Außensteuergesetzes (AStG) i.V.m. § 17 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG), jeweils in der im Streitzeitraum gültigen 
Fassung). Das Finanzamt setzte Einkommensteuer fest. 
Hiergegen wendete sich der Kläger. Die Besteuerung und sofortige Erhebung der 
Steuer verstoße gegen das sog. Freizügigkeitsabkommen mit der Schweiz (FZA). 
Während des Rechtsbehelfsverfahrens änderte das Finanzamt die Steuerhöhe 
zugunsten des Klägers. Dieser bezahlte die Einkommensteuer „vorläufig“. 
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Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). Das Finanzgericht hatte ein Vorabentscheidungsersuchen 
des Finanzgerichts an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) gerichtet 
(Finanzgericht Baden-Württemberg, Beschluss v. 14. Juni 2017, 2 K 2413/15). 
Der EuGH hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die sofortige Besteuerung 
der Wertsteigerung eines Anteils an einer Kapitalgesellschaft im Zeitpunkt des 
Wegzugs in die Schweiz mit dem Freizügigkeitsabkommen zwischen der EU und 
der Schweiz nicht vereinbar ist (EuGH, Urteil v. 26. Februar 2019, C-581/17 
„Wächtler“, siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Auch wenn auf der Grundlage des im Verlauf des finanzgerichtlichen Verfahrens 
ergangenen EuGH-Urteils Wächtler § 6 AStG geltungserhaltend mit der Maßgabe 
anzuwenden ist, dass die Wegzugsteuer im Rahmen des 
Steuererhebungsverfahrens dauerhaft und zinslos von Amts wegen zu stunden 
ist, kann sie im (hier angegriffenen) Einkommensteuerbescheid festgesetzt 
werden. 
Das Finanzgericht hat die Reichweite der in ständiger Rechtsprechung bei 
Unionsrechtsverstößen zugelassenen sogenannten geltungserhaltenden 
Reduktion des nationalen Rechts zu eng bestimmt. Denn es geht insoweit um 
eine Gesetzesanwendung, die den Anwendungsvorrang des unmittelbar 
geltenden Unionsrechts unter größtmöglicher Wahrung des national-rechtlichen 
Gesetzesbefehls sicherstellt. 
Die Unionsrechtswidrigkeit führt danach gerade nicht zu einer vollständigen 
Unanwendbarkeit oder Nichtigkeit der nationalen Vorschrift. Vielmehr ist dem 
Anwendungsvorrang des Primärrechts vor nationalem Recht durch das 
"Hineinlesen" der vom EuGH verbindlich formulierten unionsrechtlichen 
Erfordernisse in die betroffene Norm Rechnung zu tragen (z.B. BFH, Urteile vom 
03.02.2010, I R 21/06, BStBl II 2010, 692; vom 15.01.2015, I R 69/12, BFHE 249, 
99, m.w.N.). 
Infolgedessen kann es geboten sein, ein "europarechtswidriges 
Tatbestandsmerkmal" nicht zu beachten (BFH-Urteile vom 17.07.2008, X R 
62/04, BStBl II 2008, 976; vom 21.10.2008, X R 15/08, BFH/NV 2009, 559) oder 
einen im nationalen Gesetz nicht vorgesehenen Gegenbeweis zuzulassen (z.B. 
BFH, Urteile vom 21.10.2009, I R 114/08, BStBl II 2010, 774; vom 03.02.2010, I R 
21/06, BStBl II 2010, 692), im Übrigen aber die Vorschrift in ihrem Bestand zu 
erhalten. 
Nach diesen allgemeinen Maßstäben, die im Schrifttum Zustimmung erfahren 
haben (z.B. Hey, StuW 2010, 301; Kokott/Henze in Mellinghoff/Schön/Viskorf 
[Hrsg.], Steuerrecht im Rechtsstaat, Festschrift für Wolfgang Spindler, 2011, S. 
279, 293 ff.) und auch im Bereich der Anwendung der FZA-Maßgaben 
Anwendung finden, um eine materiell-rechtliche Besserstellung der dortigen 
Regelungsadressaten im Vergleich zu Unionsrechtsbürgern bei Anwendung der 
Grundfreiheiten des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu 
verhindern, ist es zulässig, im Zeitpunkt des Wegzugs in die Schweiz die 
Wegzugsteuer gemäß § 6 Abs. 1 AStG festzusetzen (a.A. Hörnicke, ISR 2021, 
97, 101 und 103; wohl auch Schönfeld/Erdem, StuW 2022, 70, 93). 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228157/ist-die-wegzugsbesteuerung-im-falle-eines-wegzugs-in-die-schweiz-rechtmaessig/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227312/sofortige-besteuerung-des-wertzuwachses-bei-wegzug-in-die-schweiz-unverhaeltnismaessig/
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ZUM SEMINAR 

Damit wird auch ermöglicht, auf den Zeitpunkt des Wegzugs festzuhalten, auf 
welchen Anteil des Steuersubstrats das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates 
entfällt (so FG Köln, Beschluss vom 11.05.2021, 2 V 1929/20, juris, Rz 33). 
Zugleich ist aber den vom EuGH verbindlich formulierten Vorgaben dadurch 
Rechnung zu tragen, dass die im nationalen Gesetz nicht vorgesehene zinslose 
und bis zur Anteilsveräußerung andauernde Stundung von Amts wegen zu 
gewähren ist, um dem Steuerpflichtigen die Ausübung seines Rechts, sich in der 
Schweiz niederzulassen, zu ermöglichen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. September 2023 (I R 35/20), veröffentlicht am 11. Januar 
2024. 
 

Business Meldungen 
 
Update KI-Verordnung (EU AI Act) 
  
Nachdem die EU-Kommission im April 2021 den ersten Vorschlag zu einer KI-
Verordnung vorlegte, wurde kontrovers über KI-Systeme, deren potenziellen 
Risiken und Auswirkungen debattiert. Nun konnten sich im Dezember 2023 die 
Unterhändler des Europaparlaments und der EU-Mitgliedsstaaten auf eine 
vorläufige Fassung geeinigt. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zum LkSG – Good Practices 
und Lessons Learned 
Webcast-Reihe, 25.1. bis 28.03.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/LkSG
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310249/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/241488/update-ki-verordnung-eu-ai-act/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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